
pflichtet fühlen wie wir, darüber nachzudenken, wie 
die tönenden Forderungen der Staatsgrundgesetze in 
die Wirklichkeit des Lebens — und des BGB — um­
zusetzen sind. Da das Ziel überall dasselbe ist — 
Gleichberechtigung der Geschlechter —, so sollte es 
keine unüberwindlichen Schwierigkeiten bereiten, auch 
über den Weg zu diesem Ziel eine Verständigung zu­
wege zu bringen.

III.
An Stelle einer Einzelbegründung der abgedruckten 

Thesen kann allenthalben auf die Darlegungen in den 
oben zitierten, bereits veröffentlichten Arbeiten ver­
wiesen werden. Nur folgendes sei bemerkt:

Die Thesen führen den Grundsatz der Gleichberech­
tigung der Geschlechter mit äußerster Konsequenz 
durch. Das geht von — symptomatischen — Äußerlich­
keiten, wie der Wahl des Familiennamens — (inter­
essanterweise hat es sich bei den Beratungen gezeigt, 
daß vielen gerade bei dieser Äußerlichkeit das Um­
denken besonders schwer fällt) — bis zu der Erkennt­
nis, daß das Prinzip der Gleichberechtigung als Kehr­
seite auch die Gleichverpflichtung der Geschlechter in 
sich schließt, wie säe bei der Unterhaltsregelung zum 
Ausdruck kommt.

Beim Vergleich der Thesen mit den entsprechenden 
Vorschriften des BGB fällt zunächst auf, daß einige 
der letzteren überhaupt nicht mehr in Erscheinung 
treten. Dies ist zum Teil, nämlich hinsichtlich des 
§ 1357, Schlüsselgewalt, des § 1359, diligentia quam 
suis, und des § 1362, Eigentumsvermutung, lediglich 
darauf zurückzuführen, daß der Rechtsausschuß es sich 
Vorbehalten hat, die Frage der Beibehaltung dieser die 
vermögensrechtliche Seite der Ehe berührenden Vor­
schriften in alter oder neuer Form endgültig erst im 
Zusammenhang mit der Entscheidung über die neuen 
güterrechtlichen Normen zu prüfen; daß insbesondere 
eine entsprechend dem neuen Grundprinzip auf b e i d e  
Ehegatten zu erstreckende „Schlüsselgewalt“ auch in 
dem neuen Gesetzentwurf Eingang finden wird, dürfte 
schon jetzt feststehen, da die wechselseitige Ver­
tretungsmacht der Gatten im Bereich des Hauswesens 
einfach ein Erfordernis des Alltags-Wirtschaftsverkehrs 
ist. Der außerdem fortgefallene § 1358 jedoch wird 
keinerlei Ersatz erhalten: das Recht des Mannes, ein 
Arbeitsverhältnis der Frau zu kündigen — ein Recht, 
dessen Wurzel auf eine seit mehr als hundert Jahren 
überholte Struktur unserer Gesellschaftsordnung zu­
rückgeht — ist, wie wenige bestreiten werden, überreif 
zur Beseitigung, abgesehen davon, daß schon der in 
der Vorschrift liegende Verstoß gegen das Gleich­
berechtigungsprinzip zu ihrer Abschaffung zwingt.

Die nicht gänzlich weggefallenen Vorschriften des 
BGB mußten, wie der Augenschein zeigt, grundlegend 
geändert werden. Von besonderem Interesse ist, daß 
These Nr. 1 einen infolge beiderseitiger Berufsaus­
übung getrennten Aufenthalt der Gatten als vereinbar 
mit der ehelichen Lebensgemeinschaft betrachtet, wo­
bei die Trennung natürlich als mehr oder weniger 
vorübergehend gedacht ist; es war dies die logische 
Konsequenz nicht nur des Prinzips der Gleichberechti­
gung, sondern auch des vom Verfassungsentwurf ge­
währleisteten Rechts auf Berufsarbeit4). Sache einer 
fortschrittlichen Rechtsprechung wird es sein, im Ein­
zelfall festzustellen, wann und unter welchen Um­
ständen, auch bei Wahrung dieses Grundsatzes, eine 
Trennung mit der ehelichen Lebensgemeinschaft nicht 
mehr verträglich ist. Übrigens folgt aus dieser These 
auch das Recht der Ehefrau auf einen eigenen Wohn­
sitz im Rechtssinne: der Rechtsausschuß war sich dar­
über einig, daß § 10 BGB zu streichen ist. Daß neben 
diesem besonderen Recht auf getrennten Aufenthalt 
die schon bisher zum Getrenntleben berechtigenden 
Gründe weiterzugelten haben, wird von den Thesen 
als selbstverständlich nicht besonders hervorgehoben; 
eine dem jetzigen § 1353 Abs. 2 etwa entsprechende 
Vorschrift wird bei der genauen Formulierung also 
einzufügen sein.

Was die die bisherige Vorherrschaft des Mannes in 
der Ehe am krassesten zum Ausdruck bringende Vor­
schrift betrifft, nämlich sein im § 1354 bestimmtes 
„Entscheidungsrecht in allen das gemeinschaftliche

4) Vgl. hierzu auch das fortschrittliche Urteil des LG Frei­
burg, DRZ 1949, S. 88 und Böhmer, Ehepflicht und Persönlich­
keitsrecht der Frau, DRZ 1949, S. 73.

Leben betreffenden Angelegenheiten“, so ergab sich 
aus dem Prinzip der Gleichberechtigung von selbst, daß 
an seine Stelle nur die gemeinschaftliche Entscheidung 
beider Ehegatten treten konnte (These Nr. 3). Die 
eigentliche Schwierigkeit in diesem Punkt trat bei der 
Beantwortung der Frage auf, was für den Fall zu 
bestimmen sei, daß ein Einverständnis der Gatten 
nicht zu erzielen ist. Sollte hier das Vormundschafts­
gericht oder irgendeine andere Schlichtungsstelle ein­
geschaltet werden? Diese Lösung ist von allen be­
teiligten Stellen mit Recht abgelehnt worden. Den 
Grund hierfür geben am besten die nachstehenden 
prägnanten Sätze aus den Materialien des DFD wieder: 

„Das höchstpersönliche Wesen der Ehe macht 
die Einmischung staatlicher Instanzen unerwünscht 
und für die weitere Fortführung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft eher schädlich als fördernd. 
Wo in einer wesentlichen Einzelfrage der Wille 
beider Ehegatten miteinander unvereinbar ist, 
mögen die Bestimmungen über das Scheidungs­
recht Platz greifen.“

Als Konsequenz dieser Auffassung brauchte der Fall 
des Nichtgelingens einer Einigung in den Thesen nicht 
besonders erwähnt zu werden.

Daß die gegen das Grundprinzip verstoßende ein­
seitige Verpflichtung der Frau zu Arbeiten im Haus­
wesen oder gar im Geschäft des Mannes (§ 1356 Abs. 2) 
— die zudem mit dem Recht der Frau auf eigene Be­
rufsarbeit unverträglich ist — wegfallen mußte, war 
nicht zweifelhaft: die Frage, in welcher Weise diese 
Arbeiten zu leisten sind, wird dadurch zu einer der 
vielen Angelegenheiten, die die Ehegatten einverständ­
lich entscheiden müssen. Von der Regelung des § 1355 
bleibt daher nur das — nicht, wie bisher, von der 
Entscheidung des Mannes abhängige — Recht der Frau 
auf L e i t u n g  des Hauswesens. Man mag hier den 
Thesen mit Recht eine gewisse Inkonsequenz vor­
werfen, insofern sie ein einseitiges Recht der Frau 
statuieren. Diese Inkonsequenz ist ein Zugeständnis an 
die Tatsache, daß, zumindest im heutigen Volksbewußt­
sein, für die Leitung des Hauswesens die Frau prä­
destiniert erscheint, daß sie andererseits als Folge 
einer jahrtausendelangen Unterdrückung immer noch 
die Schwächere ist, die davor geschützt werden muß, 
daß sie, obwohl sie bereit ist, diesen Platz auszufüllen, 
etwa zu Gunsten der Schwiegermutter oder einer 
anderen Frau zurückgedrängt wird.

Die Unterhaltsregelung der Thesen bringt, wie schon 
angedeutet, so etwas wie eine „Gleichberechtigung für 
den Mann“, indem sie seine primäre Unterhaltspflicht 
beseitigt und an ihre Stelle eine sich nach ihren 
Kräften, Einkommen, Vermögen richtende Unterhalts­
pflicht beider Gatten setzt. Dabei gilt die Hausarbeit 
der Frau, falls sie solche leistet, ganz oder teilweise 
als ihr Unterhaltsbeitrag, d. h., diese vom BGB als 
imentgeltlich aufgefaßte Arbeit soll in Zukunft be­
wertet und dem Geldverdienst des Mannes gleich­
gesetzt werden. Dementsprechend wird der neue ge­
setzliche Güterstand auch bei Auflösung der Ehe einen 
Ausgleichsanspruch der Frau an die Geldersparnisse 
des Mannes vorsehen, falls die Frau infolge der Haus­
haltslast zur Erzielung und Zurücklegung eigener 
Geldverdienste nicht in der Lage war.

Übrigens erhält die Frau, die den Haushalt führt, 
durch die Neufassung auch den Anspruch auf eine 
angemessene Geldsumme gegen den verdienenden 
Mann für ihre „persönlichen Bedürfnisse“ (These 
Nr. 4), einen Anspruch, der ihr zur Zeit weder unter 
dem Gesichtspunkt der Bezahlung der Hausarbeit, 
noch, mit Rücksicht auf eine verbreitete Interpretation 
des § 1360 Abs. 3 Satz 1, unter dem Gesichtspunkt des 
Unterhalts zusteht. Alles in allem ist die Unterhalts­
regelung so elastisch gehalten, daß sie bei grundsätz­
licher Wahrung des Prinzips gleicher Rechte und glei­
cher Pflichten für beide Gatten der Tatsache Rechnung 
tragen kann, daß auch beä dem heutigen Stand der 
fortschreitenden Entwicklung die Frau in der Mehr­
zahl der Fälle immer noch die wirtschaftlich Unter­
legene ist.

Dieser kurze Kommentar mag, da die nicht besonders 
erwähnten Thesen über die NamensEührung und die 
gegenseitigen Ansprüche im Falle des Getrenntlebens 
für sich selbst sprechen, als Diskussionsgrundlage ge­
nügen. Dabei sollte an zwei Tatsachen festgehalten 
werden: einmal daran, daß an dem verfassungsmäßig
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